
Spätestens seit den massiven
Protesten zu Stuttgart 21 weiß je-
der, dass Großvorhaben nicht
mehr mit einer Basta-Politik
durchgesetzt werden dürfen.
Mehr Öffentlichkeitsbeteiligung
hilft, Planungsfehler zu vermei-
den, Kosten zu sparen und wider-
streitende Interessen adäquat zu
berücksichtigen. Moderne Pla-
nung im 21. Jahrhundert ist
transparent, bürgernah und ar-
beitet mit moderner sowie effekti-
ver Konflikt-lösung.

Gesetzentwurf 
ein stumpfes Schwert

Die zentrale Vorschrift in dem
Gesetzentwurf “zur Verbesse-
rung der Öffentlichkeitsbeteili-
gung” soll nunmehr der neu zu
schaffende § 25 Abs. 3 VwVfG
werden. Die Behörde soll danach
möglichst vor dem Genehmi-
gungsverfahren darauf hinwir-
ken, dass der Träger bei der Pla-
nung von Vorhaben die betroffene
Öffentlichkeit frühzeitig unter-
richten soll. Der betroffenen Öf-
fentlichkeit würde Gelegenheit
zur Äußerung und Erörterung ge-
geben werden. Etwaige Ergebnis-
se sollen spätestens mit der An-
tragstellung der Behörde mitge-
teilt werden. 
Bei dieser Regelung handelt es

sich um eine dreifache Soll-Vor-
schrift. Sowohl das “Ob” als auch
das “Wie” einer Öffentlichkeitsbe-
teiligung wird in dem Gesetzent-
wurf in das Belieben des Vorha-
benträgers gestellt. Eine Ver-
pflichtung zur Unterrichtung und
Anhörung der Öffentlichkeit sieht
der Entwurf nicht vor. Ob ein et-
waiges Ergebnis der “frühen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung” in das
sich anschließende Genehmi-
gungsverfahren einfließt, liegt
ebenfalls im Ermessen der Behör-
de. Der Gesetzentwurf zementiert
die bisherigen Regelungen zum
fakultativen Erörterungstermin
für geplante Verkehrsprojekte.
Die Anhörungsbehörden können
weiterhin von einem Erörterungs-
termin absehen, beispielsweise,

wenn ihnen der Verwaltungsauf-
wand zu hoch erscheint. Die Er-
fahrung lehrt, dass Behörden
nicht selten von ihrem Ermessen
zulasten der Erörterung und da-
mit der Öffentlichkeitsbeteili-
gung Gebrauch machen. Dem
Entwurf zufolge soll der Planfest-
stellungsbeschluss auch nicht
den “bekannten Betroffenen”,
sondern lediglich dem Vorha-
benträger und denjenigen zuge-
stellt werden, über deren Ein-
wendungen entschieden wurde. 

Frühe Beteiligung
notwendig

Das geplante “Reförmchen”
entspricht damit in keiner Weise
den angekündigten Reformzie-
len und den Anforderungen an
einen transparenten Staat mit
einer offenen Verwaltung. Eine
frühe Öffentlichkeitsbeteiligung
muss obligatorisch sein, sonst
fühlen sich die engagierten Bür-
gerinnen und Bürger schon vor
der Aufnahme des formalen Ver-
fahrens nicht ernst genommen.
Ferner braucht es die Einschal-
tung neutraler Dritter, die so-
wohl vom Vorhabenträger als
auch von der Öffentlichkeit als

Mittler akzeptiert
werden. Pla-
nungsentschei-
dungen müssen
durch handhaba-
re Instrumente
der direkten De-
mokratie auf den
Prüfstand gestellt
werden können.
Das heißt bei-
spielsweise, dass
Fristen zur
Sammlung von
Unterschriften
und die zu hohen
Zustimmungs-
quoren bei Volks-
e n t s c h e i d e n
durch die Länder
gesenkt werden
sollten. Auch die
Restriktionen bei
k o m m u n a l e n

Bürgerbegehren, etwa zu Bau-
leitplanungen, müssen umge-
hend beseitigt werden. 

Genehmigungsverfahren 
vereinheitlichen 

Effiziente und bürgerfreundliche
Planungen erfordern nicht nur ein
modernes Verwaltungsverfah-
rensrecht. Denn auch das Bauge-
setzbuch, das Bundesimmis-
sionsschutzgesetz und das Bun-
desberggesetz regeln Genehmi-
gungsverfahren mit Öffentlich-
keitsbeteiligung.
Sinnvoll ist es,  über das “Ob” ei-

nes größeren Infrastrukturpro-
jektes in einem Bedarfsplan mit
Bürgerbeteiligung zu entschei-
den. Für die Planung des “Wie”
muss das Raumordnungsverfah-
ren zum zentralen Planungsver-
fahren ausgebaut werden. An-
hand ökonomischer, ökologi-
scher, kultureller oder sozialer
Aspekte sind Standort- und Tras-
senalternativen ergebnisoffen zu
prüfen. Bür gerInnen sollten be-
reits zu Beginn einbezogen wer-
den, wenn Untersuchungsgebiete
und -umfang definiert werden.
Rechtsmittel im Raumordnungs-
verfahren ersparen Klagen am

Ende eines langen Planungspro-
zesses. Auch mit einer besseren
Öffentlichkeitsbeteiligung lassen
sich nicht alle Konflikte im forma-
len Planungsprozess ausräumen.
Sinnvoll ist daher der Einsatz al-
ternativer Konfliktlösungsverfah-
ren wie Mediation und Schlich-
tung. Bislang sah nur das Bauge-
setzbuch in Bauleitplanungen
ausdrücklich eine Mediation vor.
Zu einer effizienten Bürgerbeteili-
gung gehört auch ein wirksamer
Rechtsschutz. Klagemöglichkei-
ten müssen zu einem effektiven
Ins trument weiterentwickelt wer-
den, sodass sie Projekte nicht auf-
halten, sondern verbessern. Um
das zu gewährleisten, sollte, wie
für andere Konflikte auch, gene-
rell eine zweite Instanz die Ent-
scheidung der ersten Instanz
überprüfen können. Die Angst vor
Klagen “renitenter” Bürgerinnen
und Bürger oder Naturschutzver-
bände ist unberechtigt, denn nur
bei groben Fehlern im Verfahren
kann überhaupt geklagt werden.
Ferner wirken Rechtsmittel vor al-
lem präventiv, indem sie Pla-
nungsqualität sichern. 

Neue Verwaltungskultur:
Open Government

Eine effektive frühe Öffentlich-
keitsbeteiligung setzt entspre-
chendes Wissen voraus. Wissen
wiederum braucht Transparenz
und Informationsfreiheit. Die
zahlreichen Regelungen des Bun-
des und der Länder über den Zu-
gang zu Informationen lassen sich
jedoch kaum überblicken. Eine
Novelle des Informationsfreiheits-
rechts: Mit dem Begriff “Open-Go-
vernment” lässt sich eine neue
Staats- und Verwaltungskultur
bezeichnen, die auch in der deut-
schen Staats- und Verwaltungs-
kultur Einzug halten muss. Bund
und Länder müssen eine aktive
Informationspolitik betreiben
und so die kontinuierliche Zu-
sammenarbeit zwischen Verwal-
tung und Zivilgesellschaft stärken
(zum Thema Transparenz siehe

auch die Seiten 25, 28 und 31).
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Vertane Chance
Gesetzentwurf zur Öffentlichkeitsbeteiligung bringt keine Verbesserung 

(BS/Ingrid Hönlinger/Dr. Anton Hofreiter) Seit Jahren verkündet die Bundesregierung, die Öffentlichkeitsbeteiligung verbessern zu wollen. Re-
gelmäßig hat sie auf die anstehende Reform des Verwaltungsverfahrensgesetzes verwiesen. Ein Blick in den nun vorgelegten Gesetzenentwurf
“Gesetz zur Verbesserung der Öffentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung von Planfeststellungsverfahren” legt allerdings offen, dass eine
echte frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nicht vorgesehen ist. 
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